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Übersicht über die gefassten Beschlüsse 
TOP Beratungsgegenstand Beschluss 

Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

  Geschäftsordnungsbeschluss   

1 Beschlussvorlagen   

1.1 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhal-
ten von Verkaufsstellen 
 

212 

1.2 Übernahme der Einschulungskosten durch die Stadt Hennef;  
Bürgerantrag des Herrn Naylor vom 22.02.2008 
 

213 

1.3 Gründung einer Städteregion - Beispiel Aachen; 
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 10.02.2008 
 

214 

1.4 Fördermittel für die Sanierung öffentlicher Gebäude;  
Antrag der FDP - Fraktion vom 01.03.2008 
 

215 

1.5 Straßenausbau "In der Wirdau" in Hennef - Uckerath;  
Bürgerantrag der Eheleute Marks vom 26.03.2008 
 

216 

2 Anfragen   

2.1 Nutzung des Schulhofes der Richard-Schirrmann-Schule; 
Anfrage der Fraktion Die Unabhängigen vom 17.03.2008 
 

  

2.2 Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst;  
Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 03.04.2008 
 

  

3 Mitteilungen   

 Nicht öffentliche Sitzung 

4 Beschlussvorlagen   

4.1 Wahl der Erwachsenenschöffen für die Strafkammern bei dem 
Landgericht Bonn und für das Schöffengericht bei dem Amtsgericht 
Siegburg für die Zeit vom 01.01.2009 - 31.12.2013 
 

217 

5 Anfragen   

6 Mitteilungen   
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N i e d e r s c h r i f t 
 
 
Vorbemerkungen 
 

Beginn: 17:00 Uhr 

Ende: 17:55 Uhr 

Ort: Rathaus, Saal Hennef (T3.01), Frankfurter Straße 97, 53773 Hennef 

Einladungsdatum: 25.03.2008 

Nachtragsdatum: 03.04.2008 
 

 

Vorsitzender: Klaus Pipke 

Schriftführerin: Monika Frey 

Anwesenheitsliste: 
 
Ratsmitglieder 
Berger, Claudia CDU  Vertreterin für Herrn Offergeld 
Bestgen, Markus FDP    
Chillingworth, Harald Die Unabhängigen    
Deisenroth-Specht, Edelgard SPD    
Ecke, Matthias GRÜNE    
Große Winkelsett, Christa CDU  Vertreterin für Frau Schmitz 
Gunkel, Christian GRÜNE  Vertreter für Frau Balansky 
Hauf, Reinhard Dr. CDU    
Heller, Edmund CDU  Vertreter für Herrn Kania 
Herchenbach, Jochen SPD    
Höhner, Hans Peter CDU    
Jünger, Wolfgang SPD    
Kaptein, Uwe FDP    
Keuenhof, Elisabeth CDU    
Meinerzhagen, Norbert Die Unabhängigen    
Närdemann, Fritz Die Unabhängigen    
Roos-Schumacher, Hedwig Dr. CDU    
Schenkelberg, Martin CDU    
Schmitz, Bernhard CDU    
Wallau, Thomas CDU    
Walterscheid, Theo CDU    
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Von der Verwaltung waren anwesend: 
 
Herr Barth  Stadtbetriebe Hennef 
Herr Beielschmidt Stadtbetriebe Hennef 
Frau Martens  Zentrale Steuerung und Service 
Herr Meyer  Erster Beigeordneter  
Herr Müller-Grote Stadtbetriebe Hennef 
Herr Nentwig  Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum 
Herr Urbach  Beigeordneter für Wirtschaft, Finanzen, Jugend und Familie,  

Kämmerer 
Herr Walter  Zentrale Steuerung und Service 
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TOP Beratungsgegenstand Beschluss 

Nr. 
 
 Öffentliche Sitzung  

  Geschäftsordnungsbeschluss  
  
 Zu Beginn der Sitzung begrüßte der Bürgermeister die Ausschussmitglieder und 

wies auf die verteilte Tischvorlage hin, mit der Bitte, um Aufnahme in die Tages-
ordnung: 
 

 TOP 2.2 Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst; Anfrage der Fraktion 
Bündnis 90 / Die Grünen vom 03.04.2008, Anlage Nr. 4 C 

 
Die Tischvorlage ist der Originalniederschrift beigefügt. 
 

  
1 Beschlussvorlagen  

  

1.1 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen 212 

  
 Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss beschloss mehrheitlich bei einer 

Gegenstimme aus der CDU – Fraktion sowie einer Enthaltung aus der CDU – 
Fraktion: 
 
Dem Rat der Stadt Hennef (Sieg) wird empfohlen die beiliegende ordnungsbe-
hördliche Verordnung zu beschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
 

  

1.2 Übernahme der Einschulungskosten durch die Stadt Hennef; 
Bürgerantrag des Herrn Naylor vom 22.02.2008 213 

  
 Herr Gunkel (Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) bat darum, eine Aufstellung der 

zu erwartenden Kosten in der nächsten Sitzung des zuständigen Ausschusses 
vorzulegen. 
 
Herr Bestgen (FDP – Fraktion) bat darum festzustellen, wie viele Personen von 
dem Antrag betroffen sein könnten. 
 
Frau Dr. Roos-Schumacher (CDU – Fraktion) bat um Prüfung und Darstellung der 
rechtlichen Situation bis zur Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur- und 
Städtepartnerschaften. 
 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss beschloss einstimmig: 
 
Die Behandlung des Bürgerantrages vom 22.02.2008 wird zuständigkeitshalber in 
den Ausschuss für Schule, Kultur- und Städtepartnerschaften verwiesen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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1.3 Gründung einer Städteregion - Beispiel Aachen 
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 10.02.2008 214 

  
 Herr Närdemann (Fraktion „Die Unabhängigen“) bat den Bürgermeister, trotz der 

ablehnenden Haltung des Rhein-Sieg-Kreises zur Gründung einer Städteregion, 
die vorhandenen Kooperationen auch zukünftig weiter auszubauen. 
 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss beschloss einstimmig, dass die 
Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis genommen wird. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

  

1.4 Fördermittel für die Sanierung öffentlicher Gebäude;  
Antrag der FDP - Fraktion vom 01.03.2008 215 

  
 Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss beschloss einstimmig: 

 
Die Fördermöglichkeiten von energetischen Gebäudesanierungen in Form einer 
Finanzierung mit zinsgünstigen KfW-Krediten werden im Rahmen des Maßnah-
menprogramms zur Verminderung von CO² -Emissionen geprüft.  
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

  

1.5 Straßenausbau "In der Wirdau" in Hennef - Uckerath;  
Bürgerantrag der Eheleute Marks vom 26.03.2008 216 

  
 Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss beschloss einstimmig: 

 
Der Bürgerantrag auf Einrichtung einer Spielstraße „In der Wirdau“, Teilbereich 
Uckerath, kann aus den unten angeführten Gründen nicht befürwortet werden. Die 
Antragsteller sind entsprechend zu informieren.  
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

  
2 Anfragen  

  

2.1 Nutzung des Schulhofes der Richard-Schirrmann-Schule; 
Anfrage der Fraktion Die Unabhängigen vom 17.03.2008  

  
 Die Antwort der Verwaltung wurde von den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis 

genommen. 
 

  

2.2 Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst;  
Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 03.04.2008  

  
 Herr Gunkel (Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) bat um eine schriftliche Beantwor-

tung der Anfrage mit der Niederschrift. 
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Eine Lohnerhöhung in welcher Größenordnung war im Etat 2008 einkalkuliert? 
Inwiefern ist die Steigerung in Höhe von 686.000 € in der Haushaltsdeckung ent-
halten? Müssen an anderer Stelle Einsparungen erfolgen, um die gestiegenen 
Lohnkosten zu decken? 
 
Durch den Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst ergibt sich eine Steigerung 
der Personalkosten für das Jahr 2008 in Höhe von insgesamt 686.000,-- EUR. 
 
Die Personalkostensteigerung verteilt sich wie folgt: 
 
- Stadt: 460.000,-- EUR 
- AöR:  226.000,-- EUR 
 
Für den Tarifbereich wurde bei der Personalkostenplanung für das laufende Jahr 
keine prozentuale Steigerung berücksichtigt. 
 
Soweit ansonsten keine Mittel zur Deckung der Mehrkosten bereitstehen, sind 
steuerbare Einsparungen im Personalbereich nur begrenzt, z. B. durch 
 
- die zeitverzögerte Vornahme von geplanten Einstellungen 
- die zeitverzögerte Nachbesetzung frei werdender Stellen 
- die Nichtübernahme von Auszubildenden 
 
möglich. 
 
 
Welche Einnahmeverbesserungen sind gegenüber der Haushaltssatzung 2008 
durch Abschlagszahlungen nach dem „Feinabstimmungsabschlagsgesetz“ bzw. 
steigende Steuereinnahmen zu erwarten? 
 
Die im Haushaltsplan nicht etatisierten Abschläge gem. Feinabstimmungsab-
schlagsgesetz stellen eine einmalige zusätzliche Zahlung des Landes dar und 
teilen sich in einen investiven Abschlag in Höhe von 227.338,13 € und einen kon-
sumtiven Abschlag in Höhe von 1.439.018 €. 
 
Der investive Abschlag ermöglicht als zusätzliche investive Einzahlung eine Re-
duzierung des investiven Kreditbedarfs. 
 
 
 
Die übrigen Anfragen der Ausschussmitglieder wurden von der Verwaltung be-
antwortet. 
 

  
3 Mitteilungen  

  
 Keine. 

 
 
 
 
Klaus Pipke Monika Frey 
Vorsitzender Schriftführerin 
 
 


